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Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

Allgemeinverfügung der Stadt Braunschweig zur Bestellung einer oder eines 
Geldwäschebeauftragten in Unternehmen, die mit hochwertigen Gütern handeln 

Auf Grundlage des § 7 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Nr. 9 des Gesetzes über das Aufspüren von 
Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz – GwG) vom 23. Juni 2017 (BGBl. I 
S. 1822), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 754), 
wird angeordnet: 

1) Unternehmen mit Hauptniederlassung in der Stadt Braunschweig sind verpflichtet, 
eine Geldwäschebeauftragte oder einen Geldwäschebeauftragten und eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter zu bestellen, wenn 

a) sie mit Edelmetallen (wie Gold, Silber und Platin), Edelsteinen, Schmuck und 
Uhren, Kunstgegenständen und Antiquitäten, Kraftfahrzeugen, Schiffen und 
Motorbooten oder Luftfahrzeugen handeln  

und 

b) der Handel mit diesen Gütern über 50 % des Gesamtumsatzes im vorherigen 
Wirtschaftsjahr ausmacht (Haupttätigkeit) 

und 

c) am 31.12. des vorherigen Wirtschaftsjahres insgesamt mindestens zehn 
Mitarbeitende in den Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf 
und Vertrieb, einschließlich Leitungspersonal (insbesondere 
Geschäftsführung) beschäftigt waren  

und 

d) sie nach § 4 Abs. 5 GWG verpflichtet sind, über ein wirksames 
Risikomanagement zu verfügen.  

2) Die Bestellung der oder des Geldwäschebeauftragten und deren Stellvertretung 
ist der 

Stadt Braunschweig 
Fachbereich Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit 
Ordnungsamt 
Richard-Wagner-Straße 1  
38106 Braunschweig 
Fax: 0531 470-5799 
E-Mail: gewerbe.ordnung@braunschweig.de 

bis spätestens 31.05. des laufenden Wirtschaftsjahres schriftlich mit den 
beruflichen Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefon, E-Mail-Adresse) 
mitzuteilen. Änderungen dieser Angaben sind unverzüglich mitzuteilen. Für 
Mitteilungen kann der unter www.braunschweig.de abrufbare Vordruck verwendet 
werden.  

3) Meldungen, die auf Grundlage der Anordnung der Stadt Braunschweig vom 4. 
April 2013 und vom 12. Juni 2018, erstattet worden sind, bleiben wirksam und 
gelten insoweit als Meldungen nach dieser Anordnung. 

mailto:gewerbe.ordnung@braunschweig.de
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4) Von der Verpflichtung zur Bestellung eines Geldwäschebeauftragten kann auf 
Antrag befreit werden, wenn nachgewiesen wird, dass die Gefahr von 
Informationsverlusten und -defiziten aufgrund arbeitsteiliger 
Unternehmensstruktur im Hinblick auf die Vorschriften zur Geldwäscheprävention 
nicht besteht und nach risikobasierter Bewertung anderweitige Vorkehrungen 
getroffen werden, um Geschäftsbeziehungen und Transaktionen zu verhindern, 
die mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängen.  

5) Diese Allgemeinverfügung gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben und ist ab diesem Zeitpunkt zu befolgen. 
Sie ersetzt ab diesem Zeitpunkt die Allgemeinverfügung der Stadt Braunschweig 
vom 12. Juni 2018 und setzt diese außer Kraft. 

Begründung:  

Rechtsgrundlage für diese Allgemeinverfügung ist § 7 Absatz 3 Satz 2 GwG. 

Danach soll die Aufsichtsbehörde anordnen, dass Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 Nr. 16 
GwG einen Geldwäschebeauftragten zu bestellen haben, wenn die Haupttätigkeit des 
Verpflichteten im Handel mit hochwertigen Gütern besteht. 

Bei den Verpflichteten nach § 2 Absatz 1 Nr. 16 GwG handelt es sich um Güterhändler und 
damit nach § 1 Absatz 9 GwG um jede Person, die gewerblich Güter veräußert, unabhängig 
davon, in wessen Namen oder auf wessen Rechnung sie handelt. 

Hochwertige Güter im Sinne des GwG sind gemäß § 1 Absatz 10 GwG Gegenstände, die 
sich aufgrund ihrer Beschaffenheit, ihres Verkehrswertes oder ihres bestimmungsgemäßen 
Gebrauchs von Gebrauchsgegenständen des Alltags abheben oder aufgrund ihres Preises 
keine Alltagsanschaffung darstellen. Der Gesetzgeber zählt hierzu ausdrücklich Edelmetalle 
wie Gold, Silber und Platin, Edelsteine, Schmuck und Uhren, Kunstgegenstände und 
Antiquitäten, Kraftfahrzeuge, Schiffe und Motorboote sowie Luftfahrzeuge. 

Von einem Handel mit hochwertigen Gütern als Haupttätigkeit wird dann ausgegangen, 
wenn diese Tätigkeit mehr als 50 % des Gesamtumsatzes im vorherigen Wirtschaftsjahr 
ausgemacht hat. 

Die Stadt Braunschweig macht mit der vorliegenden Allgemeinverfügung von der 
Anordnungsbefugnis des § 7 Absatz 3 Satz 2 GwG nach pflichtgemäßer 
Ermessensausübung Gebrauch.  

Die Bestellung einer oder eines Geldwäschebeauftragten ist, auch unter Berücksichtigung 
der berechtigten Interessen der Betroffenen, in den unter Ziffer 1 genannten Unternehmen 
geeignet und erforderlich, um dort durch Etablierung einer für die Implementierung und 
Einhaltung der geldwäscherechtlichen Vorschriften zuständigen Ansprechpartnerin oder 
eines Ansprechpartners für Beschäftigte und Aufsichts- bzw. Ermittlungsbehörden eine 
stringente und dem konkreten Risikopotential angemessene Einhaltung des 
Geldwäschegesetzes sicherzustellen. Besondere Gründe, die ein Abweichen von der Soll-
Vorschrift rechtfertigen sind nicht ersichtlich. 

Von der Anordnung sind nur Unternehmen erfasst, die zum einen aufgrund ihres 
Geschäftsgegenstandes einem erhöhten Geldwäscherisiko ausgesetzt sind und bei denen 
zum anderen aufgrund ihrer Betriebsgröße die Gefahr von Informationsverlusten und -
defiziten aufgrund einer arbeitsteiligen Unternehmensstruktur und der Anonymisierung 
innerbetrieblicher Prozesse in erhöhtem Maße besteht. 
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Über die bereits vom Gesetzgeber vorgenommene Risikoeinschätzung hinaus liegen der 
Stadt Braunschweig derzeit keine kriminalistischen Erkenntnisse über andere 
Risikobranchen im Bereich des Handels mit hochwertigen Gütern vor, so dass die 
vorliegende Anordnung auf die im GwG ausdrücklich genannten Branchen beschränkt 
bleiben kann. 

Nach der in § 7 Absatz 3 GwG zum Ausdruck kommenden Wertung des Gesetzgebers 
besteht grundsätzlich ein erhöhtes Geldwäscherisiko in Unternehmen, deren Haupttätigkeit 
darin besteht, die genannten hochwertigen Güter zu veräußern. Unternehmen, die zwar 
grundsätzlich auch mit hochwertigen Gütern handeln, dies jedoch weniger als 50 % des 
Gesamtumsatzes ausmacht, sind daher aus Gründen der Verhältnismäßigkeit von dieser 
Allgemeinverfügung ausgenommen. 

Die Bestellung einer oder eines Geldwäschebeauftragten ist nicht allein deshalb erforderlich, 
weil ein Unternehmen in einer risikobehafteten Branche tätigt ist. Nicht erforderlich ist die 
Bestellung, wenn die Haupttätigkeit des Unternehmens zwar im Handel mit hochwertigen 
Gütern besteht, jedoch gemäß § 4 Absatz 5 GwG nicht über ein wirksames 
Risikomanagement verfügt werden muss. Über ein wirksames Risikomanagement muss 
nicht verfügt werden, wenn  

1. Transaktionen im Wert von unter 10.000 € über Kunstgegenstände getätigt werden,  

2. Transaktionen über hochwertige Güter, bei welchen Barzahlungen unter 2.000 € 
selbst oder durch Dritte getätigt oder entgegengenommen werden oder  

3. Transaktionen über sonstige Güter getätigt werden, bei denen Barzahlungen von 
unter 10.000 € selbst oder durch Dritte getätigt oder entgegengenommen werden.  

4. Bei Kunstvermittlern und Kunstlagerhaltern wird gemäß § 4 Absatz 5 GwG kein 
Risikomanagement benötigt, wenn Transaktionen im Wert von unter 10.000 € getätigt 
werden.  

Diese Regelung trägt der Erkenntnis Rechnung, dass insbesondere hohe Transaktionen ein 
erhöhtes Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko bergen, da hier Anonymität 
begünstigt wird. Güterhändler, die zwar mit grundsätzlich hochwertigen Produktgruppen 
handeln, jedoch tatsächlich in einem niedrigeren und damit weniger risikobehafteten 
Preissegment tätig sind, sollen daher von dieser Verpflichtung ausgenommen sein. 

Nach pflichtgemäßer Ausübung des eingeräumten Ermessens ist auch unter der 
Berücksichtigung der Interessen der betroffenen Unternehmen die Verpflichtung der in § 7 
Absatz 3 Satz 2 GwG genannten Händler hochwertiger Güter zur Bestellung von 
Geldwäschebeauftragten nach Maßgabe dieser Allgemeinverfügung sachgerecht, um die 
wichtigen Ziele des Geldwäschegesetzes zu erreichen. 

Die Verpflichtung zur Bestellung einer oder eines Geldwäschebeauftragten und einer 
Stellvertreterin oder eines Stellvertreters gilt, unabhängig von der Rechtsform und von 
Beteiligungsverhältnissen, für jedes rechtlich selbständige Unternehmen, das die unter Ziffer 
1 genannten Kriterien erfüllt. Sofern ein Unternehmen über mehrere rechtlich unselbständige 
Niederlassungen verfügt, ist nur eine Geldwäschebeauftragte oder ein 
Geldwäschebeauftragter in der Hauptniederlassung des Unternehmens zu bestellen. 

Die Anzeige der beruflichen Kontaktdaten (Name, Vorname, Anschrift, Telefon, EMail-
Adresse), unter denen der/die Geldwäschebeauftragte sowie die Stellvertretung während der 
üblichen Geschäftszeiten erreichbar sind, ist erforderlich, um die Erreichbarkeit für die 
Behörden zu gewährleisten. Das Schriftformerfordernis dient der Rechtssicherheit und 
Dokumentation des Bestellungsaktes durch die Geschäftsführung. Die Bestellung der/des 
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Geldwäschebeauftragten und der Stellvertretung erfolgt bis auf weiteres. Die Händler 
hochwertiger Güter müssen jährlich prüfen, ob die unter 1. genannten kumulativen 
Voraussetzungen vorliegen. Folgemitteilungen sind nicht erforderlich. Änderungen sind 
dagegen unverzüglich mitzuteilen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
erhoben werden beim Verwaltungsgericht Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 
Braunschweig. 

Hinweis: 

Die Nichtbestellung eines nach dieser Allgemeinverfügung angeordneten 
Geldwäschebeauftragten stellt gemäß § 56 Absatz 2 Nr. 3 GwG eine Ordnungswidrigkeit 
dar, die entsprechend den Vorgaben des § 56 Absatz 2 GwG mit einer Geldbuße geahndet 
werden kann. 

Braunschweig, 12. September 2022 

i. V. 
Dr. Pollmann 
Stadtrat 
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